
 

BLITZ-BRIEFING:  

UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS 
„HABECK-AKTEN“ 
 

Leitungs- und Planungsstab des Fraktionsvorsitzenden 
5. Juni 2024 

I. Sachverhalt 

Die Folgen des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine führten im Jahr 2022 
zu einer Energiekrise. Bundesminister Habeck beteuerte, einen möglichen 
Weiterbetrieb der Kernkraft in Deutschland ergebnisoffen prüfen zu wollen. 
Anfang März 2022 veröffentlichten die federführenden Bundesministerien von 
Robert Habeck und Steffi Lemke einen „Prüfvermerk“, in welchem ein 
Weiterbetrieb der Kernkraftwerke rigoros abgelehnt wurde. Zu den Hintergründen 
dieser Ablehnung hat Bundesminister Habeck die Herausgabe von Unterlagen 
lange verweigert. Journalisten haben vor Gericht die Herausgabe schließlich 
erzwungen. In einem nunmehr öffentlich gewordenen Vermerk des 
Bundesumweltministeriums zeigte die Fachebene auf, unter welchen 
Voraussetzungen ein kurzzeitiger oder ein langzeitiger Weiterbetrieb der 
verbliebenen drei Kernkraftwerke möglich und mit der nuklearen Sicherheit 
verträglich wäre. Zugleich wies die Fachebene des Bundeswirtschaftsministeriums 
im März 2022 die wichtige Rolle der Kernkraft bei der Energiepreisentwicklung 
und der Versorgungssicherheit nach.  

Bisher ist auch durch weitere auf Nachfrage übermittelte Unterlagen nicht 
erkennbar, dass zur Prüfung ein strukturierter Erörterungs- und 
Meinungsbildungsprozess mit den Ländern stattfand, der bei der im föderalen 
Gefüge eng verzahnten Wahrnehmung der Atomaufsicht unabdingbar ist,. Es ist 
ferner nicht klar, ob die Reaktorsicherheitskommission und die Gesellschaft für 
Anlagen- und Reaktorsicherheit eingebunden waren. Ein Austausch mit anderen 
EU-Mitgliedstaaten und Nachbarstaaten sowie Institutionen der EU ist 
offensichtlich ebenfalls nicht erfolgt.  

II. Unsere Position  

Die uns vorliegenden Informationen drängen die Schlussfolgerung auf, dass die 
Bundesregierung in einer entscheidenden Frage unserer nationalen 
Energiesicherheit nicht zum Wohle Deutschlands, sondern ausschließlich nach 



 

der Logik grüner Parteipolitik entschieden hat. Fachliche Erwägungen aus der 
Arbeitsebene der zuständigen Ministerien wurden von den führenden politischen 
Beamten bewusst ignoriert und teilweise verfälscht. Anscheinend gibt es ein 
grünes System, das Parteiideologie über die Interessen des Landes stellt. Inwieweit 
das in Kenntnis oder Unkenntnis oder gar auf Weisung oder mit Billigung der 
Führung des Bundeswirtschaftsministeriums und des 
Bundesumweltministeriums stattgefunden hat, gilt es zu klären. Die deutsche 
Öffentlichkeit hat einen Anspruch darauf zu erfahren, wie die 
Entscheidungsprozesse der Bundesregierung in einer Lage von Krieg in Europa zu 
einer Frage der nationalen Energiesicherheit gelaufen sind bzw. beeinflusst oder 
gesteuert waren - und ob es von der politischen Führung in den betroffenen 
Ministerien bewusste Einflussnahmen gegeben hat, um der Öffentlichkeit das 
Ergebnis einer fachlichen Prüfung vorzuenthalten und die Öffentlichkeit damit 
falsch zu informieren. Ferner stellt sich die Frage, ob durch die Art der 
Aktenführung und Entscheidungsdokumentation eine Wahrnehmung der 
parlamentarischen Kontrollfunktion des Parlaments erschwert oder unmöglich 
wird.  

III. Sprachregelung 

Die Bundesminister Robert Habeck und Steffi Lemke haben bisher die Gelegenheit 
verpasst, die Vorgänge in ihren Ministerien und vor allem auch ihre eigene Rolle 
transparent und vollumfänglich aufzuklären. Seit Veröffentlichung der Habeck-
Akten haben wir alle parlamentarischen Instrumente ausgeschöpft, um Licht in die 
Schatten dieses intransparenten Vorgangs zu bringen. Viele Fragen sind 
unbeantwortet geblieben, zugesagte Unterlagen wurden nur lückenhaft übersandt, 
entsprechende Belege nicht geliefert. Deshalb beantragen wir die Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses „Habeck-Akten“.  

 

Falls Rückfragen bestehen oder Sie in den E-Mailverteiler des Blitz-Briefings 
aufgenommen werden möchten, schreiben Sie gerne eine E-Mail an 
blitzbriefing@cducsu.de. 


